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Ob Bildung oder Berufsstatus – Betriebsrats -

mitglieder unterscheiden sich oft nur wenig 

von anderen Beschäftigten.

Jeder zweite Beschäftigte hat einen Betriebs- oder Personal-
rat an seiner Seite. Voraussetzung dafür ist, dass hunderttau-
sende Freiwillige bereit sind, sich zu engagieren. Wie sieht die
typische Personalrätin, der typische Betriebsrat aus? WSI-
Forscher Martin Behrens hat das auf Basis einer repräsenta-
tiven Beschäftigtenbefragung von 2008 beleuchtet.*

Viele haben Betriebsratserfahrung: 17 Prozent der Be-
schäftigten, in deren Betrieb es eine Arbeitnehmervertretung
gibt, sind zum Zeitpunkt der Befragung oder waren schon
einmal während ihres Arbeitslebens in einem Betriebs- oder
Personalrat aktiv. Die Daten legen nahe, dass sich Frauen da-
bei häufiger auf eine Amtsperiode beschränken als Männer. 

Ähnlich bei Bildung und Position. Beim Vergleich mit den
übrigen Beschäftigten erweisen sich die Arbeitnehmervertre-
ter überwiegend als „Kollegen wie du und ich“. Weder bei
der Bildung noch bei der beruflichen Position gibt es signifi-
kante Unterschiede zu den übrigen Beschäftigten. Außer an
zwei Punkten: Betriebs- und Personalräte sind etwas älter –
offenbar trauen sich erfahrenere Beschäftigte die Aufgabe
eher zu. Zudem sind sie deutlich häufiger Gewerkschaftsmit-
glieder: Unter allen Beschäftigten mit Vertretungserfahrung
waren rund 50 Prozent gewerkschaftlich organisiert, bei den
zum Zeitpunt der Befragung aktiven Arbeitnehmervertretern
mehr als 60 Prozent. Behrens erklärt das so: Einerseits seien
Gewerkschaftsmitglieder eher bereit, zu kandidieren. Ande-
rerseits tritt ein Teil der anfangs nicht organisierten Betriebs-
räte im Lauf seiner Amtszeit der Gewerkschaft bei, weil die-
se Unterstützung und Schulungen bietet. 

Kritische Sicht auf Leiharbeit: Auch viele wirtschafts- und
sozialpolitische Fragen, die in der Befragung thematisiert
wurden, bewerteten Betriebs- und Personalräte ähnlich wie
die übrige Belegschaft. Der Leiharbeit standen sie jedoch
deutlich skeptischer gegenüber als ihre auch schon sehr kriti-
schen Kollegen. Und die Mitbestimmung schätzten sie noch
etwas positiver ein: Dass Mitbestimmung zu einer mündigen
Belegschaft beiträgt, fanden gut 95 Prozent der Betriebs- und
Personalräte. Unter ihren Kollegen ohne Vertretungserfah-
rung waren es 91,5 Prozent.   �

* Quelle: Martin Behrens: Unterscheiden sich Mitglieder 

von Betriebs- und Personalräten vom Rest der Belegschaften?, 

in: Industrielle Beziehungen 4/2009
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BETRIEBSRÄTE

Aus der Mitte der Belegschaft

*aktive und ehemalige Mitglieder von Betriebs- oder Personalräten

Quelle: Arbeitnehmer-Meinungsmonitor 2008, Behrens 2009 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010 

Belegschaft und Vertretung

Unter den Beschäftigten, die sich an der Arbeit 

betrieblicher Interessenvertretungsgremien ...   

nicht beteiligt beteiligt haben*

Beschäftigte ohne mit Gremienerfahrung*

sind Gewerkschaftsmitglieder

26,7 % 49,7 %

24,7 %

41,4 Jahre 46,5 Jahre

57,7 %

Facharbeiter,

Meister

12,6 %

5,1 % Angelernte

Facharbeiter,

Meister

9,5 %

3,7 % Angelernte

einfache, mittlere 

sind Angestellte oder Beamte

Bei ihnen beträgt das durchschnittliche Alter ...

27,5 % 14,4 %

Förderung von Leiharbeit

41,9 % 33,9 %

Förderung von befristeten Beschäftigungsverträgen

79,0 % 80,1 %

Förderung von Teilzeit-Arbeitsplätzen

87,9 % 89,9 %

mehr Kinderbetreuung/Ganztagsschulen

65,0 % 55,4 %

Senkung der Beiträge zur Sozialversicherung

Zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit geeignet halten ... 

sind Arbeiter

höhere

31,2 % 55,6 %
einfache, mittlere höhere
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Effektiver Klimaschutz würde fossile Energie

 deutlich verteuern. Damit daraus keine sozialen

Schieflagen entstehen, müssen Klima- und

Sozialpolitik aus einem Guss sein. 

Der Klimawandel ist nur aufzuhalten, wenn höhere Preise
für Energie und energieintensive Güter und Dienstleistungen
Anreize zur Entwicklung besserer Technik und zu sparsame-
rem Verhalten setzen. Doch die Angst vor sozialen Verwer-
fungen als Folge einer erheblichen Verteuerung des gewohn-
ten Lebensstils hält Politiker in westlichen Ländern von weit
reichenden umweltpolitischen Maßnahmen ab. Südliche Län-
der befürchten, Klimaschutz stehe der wirtschaftlichen Ent-
wicklung entgegen. Dabei ist klar: Wenn
der Ausstoß klimaschädlicher Gase nicht
in naher Zukunft deutlich zurückgeht,
wird der Klimawandel Nord und Süd am
Ende noch viel teurer zu stehen kommen
– wirtschaftlich wie sozial. Einen mög-
lichen Ausweg aus diesem Dilemma skiz-
ziert der Umweltexperte Professor Felix
Ekardt in einer Studie im Auftrag der
Hans-Böckler-Stiftung.* 

Ein Ökobonus für jeden. Der Wissen-
schaftler schlägt vor, den Emissionshan-
del auf den gesamten Verbrauch fossiler
Energien auszudehnen, dabei erheblich
ehrgeizigere Reduktionsziele zu setzen –
und die Erlöse in jedem Staat gleichmä-
ßig unter den Bürgern zu verteilen. Die-
ser Ökobonus soll einen Ausgleich für
Preissteigerungen bei Energie und den
Produkten energieintensiver Industrien
bieten. Der Mechanismus würde eine
Klimapolitik ohne übermäßige soziale
Härten ermöglichen, erwartet der Wis-
senschaftler: „Da der Ökobonus jedem
zukommt, aber die Gutverdienenden als
Energiemehrverbraucher mehr zu ihrer
Finanzierung beitragen, hebt dies eine
etwaige soziale Schieflage der Klimapo-
litik auf.“ Bisher eingesetzte umweltpolitische Instrumente
mit ungünstigen Verteilungswirkungen würden überflüssig.
Etwa klimapolitisch motivierte Förderprogramme oder Steu-
ererleichterungen, die nur Wohlhabenden zugute kommen.
Ein anderes Beispiel ist die Ökosteuer, die zwar hilft, die Ren-
tenversicherungsbeiträge stabil zu halten, damit aber nur Men-
schen mit Job finanziell nützt. 

Hinter dem Vorschlag zum Ökobonus steht auch der Ge-
danke, dass ein stabiles Weltklima ein öffentliches Gut ist, auf
das alle Menschen weltweit den gleichen Anspruch haben.
Daher wäre es konsequent, alle gleichermaßen für Beein-
trächtigungen des Klimas durch den Ausstoß von Treibhaus-
gasen zu entschädigen. Ekardt zufolge kommt damit auch ein
„grundlegendes Recht auf gesicherten Energiezugang“ zum

Ausdruck: Wenn jemand genauso viel Energie – und die da-
mit verbundene Klimabelastung – in Anspruch nimmt, wie
nach Maßgabe der politisch vorgegebenen Emissionsziele pro
Person zur Verfügung steht, dann heben sich empfangener
Ökobonus und gezahlte Emissionsabgaben genau auf. Wer
besonders ressourcenschonend lebt, macht Gewinn. Und
wer überdurchschnittlich viel Energie verbraucht, zahlt drauf.
So ließen sich nach Ekardt soziale Verteilungsgerechtigkeit
und Klimaschutz verbinden. Als konkrete Maximalwerte für
den globalen Kohlendioxid-Ausstoß nennt der Wissenschaft-
ler fünf Tonnen je Erdbewohner und Jahr, bis 2050 sollte der
Wert auf 0,5 Tonnen sinken. 

Sozialer Ausgleich zwischen Industrie- und Entwicklungs-

ländern. Das Modell würde nicht nur zur gerechten Lasten-
verteilung innerhalb eines Landes beitragen – etwa indem
Hartz-IV-Empfänger qua Ökobonus von höheren Abgaben
der Besserverdiener auf Kauf und Betrieb klimaschädlicher
Geländewagen profitieren. Auch zwischen Industrie- und Ent-
wicklungsländern käme es zu einem Ausgleich: Da Energie-

verbrauch und Schadstoffausstoß pro Person in entwickelten
Ländern wesentlich höher sind als in weniger entwickelten
Staaten, wären beispielsweise die Europäer ständig gezwun-
gen, mehr Emissionsrechte zu kaufen. So käme ein perma-
nenter Geldfluss in ärmere Länder in Gang. 

Ist das politisch durchsetzbar? Ekardt weist darauf hin,
dass es durchaus starke internationale Organisationen gibt,
denen es gelingt, weltweit bestimmte Spielregeln durchzuset-
zen. Als Beispiel nennt er die Welthandelsorganisation. Nach
diesem Vorbild ließe sich das bereits existierende Klimase-
kretariat der Vereinten Nationen ausbauen.   �

UMWELT

Soziale 
Klimapolitik

internationale

Aufsichtsbehörde

Kohle-, Gas-

und Ölindustrie

weiterverarbeitende 

Industrie und Handel

Industrieländer

Entwicklungsländer*

Erlöse

geben Kosten an
Verbraucher weiter

kauft
Emissionsrechte

Ökobonus für jeden Bürger

gibt Kosten weiter

* Die Verteilung der Mittel richtet sich im Grundsatz nach der Bevölkerungszahl. Entwicklungsländer sollten aber 

überproportional berücksichtigt werden, weil sie bisher kaum zum Klimawandel beigetragen haben. In Ländern, in denen die 

nötige Infrastruktur zur Auszahlung des Ökobonus fehlt, könnte das Geld in soziale Projekte fließen.

Quelle: Ekardt 2009 | © Hans-Böckler-Stiftung 2010

Der Ökobonus

So könnte − vereinfacht dargestellt − sozialverträglicher Klimaschutz funktionieren

* Quelle: Felix Ekardt: Soziale Gerechtigkeit in der Klimapolitik, 

Gutachten für die Hans-Böckler-Stiftung, Januar 2009
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KINDERBETREUUNG: In Ost-

deutschland hat mehr als je-

des dritte Kind unter drei Jah-

ren einen Betreuungsplatz.

Spitzenreiter ist Sachsen-An-

halt mit einer Betreuungs-

quote von mindestens 50 Pro-

zent in allen Kommunen. Die

meisten westdeutschen Städ-

te und Landkreise kommen

hingegen nur auf 5 bis 15 Pro-

zent, ermittelte das Statistische

Bundesamt. Bundesweit be-

steht ein Rechtsanspruch auf

Kindertagesbetreuung ab dem

vierten Lebensjahr. In Sach-

sen-Anhalt gilt dies bereits ab

der Geburt.

Statistisches Bundesamt, Jan. 2010

ARBEITSMARKT: 2009 haben

knapp zwölf Millionen Men-

schen in den Industrieländern

ihre Arbeit verloren. Damit

stieg die Arbeitslosenquote

nach Angaben der Internatio-

nalen Arbeitsorganisation

(ILO) auf 8,4 Prozent. Zu Be-

ginn der Krise 2007 waren es

noch 5,7 Prozent gewesen.

Insgesamt waren im vergan-

genen Jahr 212 Millionen

Menschen weltweit ohne Ar-

beit. Weitere 215 Millionen 

zählen zu den arbeitenden Ar-

men und müssen mit einem

Tagesverdienst von 1,25 Dol-

lar oder weniger auskommen. 

International Labour Organization, 

Januar 2010

� EINKOMMEN: Immer mehr

Menschen sind im Alter auf

staatliche Fürsorge angewie-

sen. 2008 erhielten 767.700

Menschen Leistungen der

„Grundsicherung im Alter und

bei Erwerbsminderung“. Das

waren laut Statistischem Bun-

desamt 4,8 Prozent mehr als

2007. Die Höhe der Grundsi-

cherung entspricht den Sätzen

des Arbeitslosengelds II. 

Statistisches Bundesamt, Jan. 2010
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30.723 €

101.208 €

50%
das EU-Parlament

46%
die EU-Kommission

Mecklenb.-Vorp. 24,0%

Bremen 22,2%

Baden-Württemb. 10,2%

28,0 %
15,9 %

in Bachelor-
Studien-
gängen

in herkömm-
lichen Studien-
gängen*

2,3

7,3

Einen 74,0 %

Zwei 20,9 %

Drei und mehr 5,1 %

36 %
24 %

mit

Betriebsrat
ohne 

Vertretung

Gesundheits- 

und Sozial-

wesen

Ver arbeiten-

den Gewerbe

Bachelor-Studenten 
brechen früher ab

Nach so vielen Semestern
gaben Studienabbrecher auf ...

*Magister, Diplom, Staatsexamen;

HIS, Januar 2010; Erhebung 2008

*Einkommen unter 60 Prozent des 

mittleren Bevölkerungseinkommens 

Statistisches Bundesamt, Dez. 2009 

 

Erstmeinung reicht 
den meisten

Im Schnitt suchen Patienten 
so viele Allgemeinmediziner 
jährlich auf ...

*in privatwirtschaftlichen Betrieben 

ab fünf Beschäftigte

IAB-Betriebspanel 2008

*Bevölkerung ab 17 Jahren

Deutsches Institut für Wirtschafts-

forschung, Januar 2010

Vergleich Juni 2008 – Juni 2009 

Bundesagentur für Arbeit, Januar 2010 

26.731 EU-Bürger befragt 

Eurobarometer, Dezember 2009 

Mit Betriebsrat häufi ger 
nach Tarif bezahlt

Ein Branchen- oder 
Haustarifvertrag gilt für 
so viele westdeutsche 
Beschäftigte*...

Geteilte Vermögens-
verhältnisse

Das durchschnittliche Netto- 
Geld- und Sachvermögen* 
betrug 2007 in ...

Weniger Jobs 
in der Industrie

So veränderte sich 2009 die 
Zahl der Stellen im ...

Frauen arbeiten häufi ger 
für Niedriglohn

Niedriglöhne* erhielten von 
allen vollzeitbeschäftigten ...

*Jahreseinkommen 2006 unter 23.229 

Euro brutto; Eurostat, Januar 2010 

 

Zahlen von 2008

Barmer GEK, Januar 2010 

Armutsrisiko 
im Norden größer

Armutsgefährdet* waren 
2008 in...

Vertrauen ins 
Europäische Parlament  

„Ich habe Vertrauen in diese 
Institution“, sagten über...  
 

ARBEITSMARKT BILDUNG

MITBESTIMMUNGEINKOMMEN

GESUNDHEIT

ZUFRIEDENHEITOST-WEST
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